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Denn es ist zum allgemeinen Besten, 
daß man ohne Furcht und Gefahr über die Straßen gehen kann. 

Ulpian (Dig. 9.3.1.1., in der Übersetzung von Sintenis) 





Einleitung 

I. Gegenstand der Untersuchung 

Die vorliegende Arbeit soll einen Beitrag leisten zur Theorie und Dogmatik pri-
vatrechtlicher Populär- und Verbandsklagen. Diese beiden Begriffe unterschei-
den sich zunächst darin, daß ihnen in der rechtswissenschaftlichen Diskussion 
ein ganz unterschiedlicher Grad an Aufmerksamkeit zukommt. Während die 
Verbandsklage Gegenstand ständiger rechtspolitischer Diskussion und zahlrei-
cher wissenschaftlicher Veröffentlichungen ist, wird die Popularklage meist nur 
mit dem eilig angefügten Zusatz erwähnt, daß sie im geltenden Recht eigentlich 
nicht vorkomme. Das Schlagwort vom »Ausschluß der Popularklage« in § 4 2 
Abs. 2 V w G O ist eine stets wiederkehrende Formel in Literatur und Rechtspre-
chung.1 Die aufgrund des Art. 98 Satz 4 der Verfassung des Freistaates Bayern 
geschaffene Popularklage wird als bloße und diese Regel bestätigende Ausnahme 
verstanden.2 Sie wird als Unikum, gar als Bestandteil des »bayerischen Kuriosi-
tätenkabinetts«3 betrachtet. 

Entgegen dieser Übung soll jedoch im folgenden auch der Popularklage die ihr 
gebührende Aufmerksamkeit geschenkt werden. Dies ist nicht ohne Risiko, denn 
»im allgemeinen gehört es heute nicht zum guten Ton, der Popularklage das 
Wort zu reden; der Verfechter läuft Gefahr, für einen Wirr- oder Querkopf er-
klärt zu werden.«4 Dieser Befund von 1957 ist auch heute noch gültig. Das Stich-
wort Popularklage evoziert immer noch ein »Gewirr juristischer Vorurteile und 
ungeprüfter Assoziationen«5, denen die vorliegende Untersuchung begegnen 
soll. 

Für eine Befassung mit der Popularklage sprechen aber gewichtige historische 
und dogmatische Gründe. Historisch gesehen muß die Popularklage in ihrer rö-
misch-rechtlichen Erscheinungsform als Vorläuferin der Verbandsklage betrach-

1 Siehe nur Kopp/Schenke, VwGO, § 4 2 Rn.59 m.w.N. 
2 Vgl. Nawiasky/Schweiger/Knöp/Ze, Die Verfassung des Freistaates Bayern, Art. 98 Satz 4 

Rn.2 : »einmalige Rechtsschutzform«. 
3 So beschreibt Masing, Die Mobilisierung des Bürgers für die Durchsetzung des Rechts 120, 

in kritischer Absicht den üblichen Umgang mit Art. 98 Satz 4 BV. 
4 Marcic, Vom Gesetzesstaat zum Richterstaat 331 Fn.50. Eine unberechtigte Stigmatisie-

rung der Popularklage konstatieren auch Koch, Prozeßführung im öffentlichen Interesse 1, so-
wie Masing, a.a.O. 119 (»perhorreszierte« Popularklage). 

5 Rehbinder/Burgbacher/Knieper, Bürgerklage im Umweltrecht 10. 



4 Einleitung 

tet werden. Ebenso wie diese diente die römisch-rechtliche Popularklage der 
rechtsförmigen Durchsetzung von Interessen, die nicht ausschließlich einem In-
dividuum zugeordnet werden können. Schon aufgrund dieser funktionellen Ver-
wandtschaft liegt es nahe, die Verbandsklage als besondere, in personeller Hin-
sicht eingeschränkte Form der Popularklage zu begreifen.6 Die enge Verwandt-
schaft zwischen Popularklage und Verbandsklage wird im dogmatischen Teil 
dieser Arbeit noch deutlicher werden. 

Während also die Popularklage (wieder) aus dem Schatten ans Licht zu beför-
dern ist, so ist die Beleuchtung der Verbandsklage zwar schon stark, aber doch 
unscharf. Dies zeigt sich bereits in ihrer Behandlung durch den Gesetzgeber, der 
sie hier und dort einsetzt, ohne daß eine zusammenhängende Systematik erkenn-
bar wäre. So wurde etwa die Verbandsklage zur Durchsetzung urheberrechtli-
cher Schrankenbestimmungen nicht im Urheberrechtsgesetz, sondern in § 2a 
UKlaG eingefügt, als sei dies eine Art Sammelwerk für Verbandsklagebefugnisse. 
Andererseits verblieben auch nach der grundlegenden Neufassung des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerbs die lauterkeitsrechtlichen Verbandsklagebe-
fugnisse in eben diesem Gesetz. Damit fehlt im Unterlassungsklagengesetz eine 
der praktisch wohl wichtigsten Verbandsklagen, nämlich diejenige des Lauter-
keitsrechts. 

Auch die Europäische Union verpflichtet ihre Mitgliedstaaten zur Schaffung 
von Verbandsklagebefugnissen ganz unterschiedlicher Art, etwa im Bereich des 
Verbraucherschutzes,7 beim Schutz vor Diskriminierungen8 und bei der Durch-
setzung der »Rechte des geistigen Eigentums«.9 Auch durch diese Europäisie-
rung der Verbandsklage ist »die rechtlich-politische Diskussion um die sachge-

6 So mit Recht Thiere, Die Wahrnehmung überindividueller Interessen im Zivilprozeß 290; 
Münchener Kommentar ZPO /Lindacber, Rn.72 vor §50: Verbandsklage »relativiert das Ver-
bot der Popularklage«. Auch der BGH sprach einst im Hinblick auf die lauterkeitsrechtliche 
Verbandsklage von der »Popularklage aus §13 UWG« (BGH 5.1. 1960, GRUR 1960, 379, 
380); allerdings findet sich dieser Sprachgebrauch später in der Rechtsprechung nicht mehr wie-
der. 

7 Richtlinie 98/27/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19.5. 1998 über Un-
terlassungsklagen zum Schutz der Verbraucherinteressen, ABl. EG 1998 L 166, 51. 

8 Siehe Art. 7 Abs.2 der Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29.6. 2000 zur Anwendung 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft, 
ABl. EG L 180, 22; Art. 9 Abs. 2 der Richtlinie 2000/78 des Rates vom 27.11. 2000 zur Festle-
gung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäfti-
gung und Beruf, ABl. EG L 303, 16; Art. 6 Abs. 3 der Richtlinie 76/207/EWG zur Verwirkli-
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zu-
gangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf 
die Arbeitsbedingungen i.d.F. der Richtlinie 2002/73/EG, ABl. EG L 269, 15; Art. 8 Abs. 3 der 
Richtlinie 2004/113/EG des Rates vom 13.12. 2004 zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gü-
tern und Dienstleistungen. 

' Art. 4 c) und d) der Richtlinie 2004/48/EG des Rates vom 29.4. 2004 zur Durchsetzung der 
Rechte des geistigen Eigentums, ABl. EU L 157, 45. 
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mäßen Strukturen und Perspektiven unseres Verbandsklagesystems in eine neue 
Phase getreten.«10 Allerdings wird das Mittel der Verbandsklage vom deutschen 
und europäischen Gesetzgeber sehr punktuell eingesetzt, ohne daß ein größerer 
Zusammenhang oder gar ein System auf den ersten Blick erkennbar wäre. 

Neben diesem Pointiiiismus der gesetzlichen Regeln der Verbandsklage sorgt 
auch ihre Einbettung in das weitere Feld der Repräsentation kollektiver Interes-
sen für erhebliche Unschärfen. Die Verbandsklage wird oft gemeinsam diskutiert 
mit Stichworten wie Gruppenklage, Sammelklage und Musterklage.11 Sie steht 
damit im weiteren Kontext der Entwicklung neuer oder erweiterter Formen des 
kollektiven Rechtsschutzes in Deutschland und in Europa. Diese Entwicklung ist 
zumindest auch als Reaktion auf die rechtstatsächliche Dominanz der US-ameri-
kanischen class action zu erklären. Die rechtsvergleichende Forschung konsta-
tiert darüber hinaus einen allgemeinen internationalen Trend zur Erweiterung 
der Formen des kollektiven Rechtsschutzes.12 Will man also den Blick auf die 
Verbandsklage schärfen, so muß zunächst ihr Standort innerhalb dieses weiteren 
Kontexts des kollektiven Rechtsschutzes geklärt werden. 

1. Populär- und Verbandsklagen als originäre 
Interventionskompetenzen 

Zu diesem Zwecke ist eine wichtige Abgrenzung vorzunehmen, die den Gegen-
stand der vorliegenden Untersuchung bestimmt. In der Diskussion um Instru-
mente des kollektiven Rechtsschutzes muß man zwischen zwei Typen rechtlicher 
Befugnisse unterscheiden: Einerseits gibt es Befugnisse, die nur der gebündelten 
oder vereinfachten Durchsetzung ohnehin bestehender individueller Rechte die-
nen, andererseits gibt es aber auch originäre Interventionskompetenzen der Po-
pulär- oder Verbandskläger, die von einer derartigen Repräsentation individuel-
ler Rechte zu unterscheiden sind. Dieser Unterscheidung folgt die vorliegende 
Arbeit. Ihr liegt die Hypothese zugrunde, daß diese unterschiedlichen Typen von 
Befugnissen auch ganz unterschiedliche prozessuale Probleme aufwerfen. Soweit 
es um die Durchsetzung bestehender individueller Ansprüche in veränderten 
Formen geht, ändert dies nichts am grundlegenden Charakter des Zivilprozesses 
als Durchsetzung subjektiver Privatrechte. Wird dagegen von originären Inter-
ventionskompetenzen Gebrauch gemacht, die nicht in einer derartigen Durchset-
zung individueller Rechtspositionen bestehen, so können auch die prozeßrechtli-
chen Regeln von diesem Perspektivenwechsel nicht unbeeinflußt bleiben. 

10 Münchener Kommentar BGB/Micklitz, Rn .74 vor § 13 AGBG. 
11 Siehe etwa die diese Fragen zusammenfassend diskutierenden Bände Basedow u.a. 

(Hrsg.), Die Bündelung gleichgerichteter Interessen im Prozeß; Brönneke (Hrsg.), Kollektiver 
Rechtsschutz im Zivilprozeßrecht. 

12 Hopt/Baetge, in: Basedow u.a. (Hrsg.) a.a.O. 11, 12. 
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Dieser Unterschied zwischen der Addition von Individualansprüchen einer-
seits und orginärer Interventionskompetenz des Verbandsklägers andererseits 
wird auch in der EG-Richtlinie über Unterlassungsklagen zum Schutz der Ver-
braucherinteressen deutlich: Diese bezieht sich ausdrücklich nur auf »Kollektiv-
interessen der Verbraucher« und meint damit solche Interessen, »bei denen es 
sich nicht um eine Kumulierung von Interessen durch einen Verstoß geschädigter 
Personen handelt.«13 

Genau diese Differenz kennzeichnet auch das Verhältnis zwischen der US-
amerikanischen class action und der deutschen Verbandsklage, wie man sie etwa 
in § § 8 Abs. 3 UWG, 1 ff. UKlaG vorfindet. Bei einer class action können die Mit-
glieder der class nicht mehr erhalten, als ihnen auch im Individualprozeß zuge-
sprochen würde; es handelt sich also nur um ein besonderes - wenn auch schlag-
kräftiges - Verfahren zur Durchsetzung bereits bestehender Ansprüche.14 Dage-
gen hängt die Verbandsklage gemäß §§8 Abs. 3 UWG, § § 1 ff. UklaG weder von 
der Existenz individueller Ansprüche - etwa geschädigter Verbraucher oder 
Wettbewerber - ab, noch wird in dem mit ihr eingeleiteten Verfahren über das 
Bestehen oder Nichtbestehen solcher Ansprüche entschieden. Stattdessen schaf-
fen diese Verbandsklagebefugnisse zusätzliche »Intervenienten«15 in Form der 
klageberechtigten Verbände. Daher handelt es sich bei ihnen nicht um eine ver-
besserte Durchsetzungsmöglichkeit für individuelle Ansprüche, sondern um eine 
davon abweichende zusätzliche »Spur«16 des Rechtsschutzes, die sich durch eine 
Erweiterung des Kreises der Klagebefugten über die individuell Betroffenen hin-
aus auszeichnet.17 

Der Unterschied zwischen class action und Verbandsklage wird teilweise auch 
darin gesehen, daß erstere eine Addition von Individualinteressen oder -rechten 
darstellt, letztere dagegen über-individuelle, diffuse oder öffentliche Interessen 
schützen soll.18 Diese Unterscheidung widerspricht der hier vertretenen nicht, 
denn die zum Schutze der »nicht-individuellen« Interessen eingeräumten Kom-
petenzen bestehen gerade in der Interventionsmöglichkeit der Verbände. Gegen 
eine derartige Trennung spricht aber, daß auch die class action als Klage im öf-
fentlichen Interesse verstanden wird.19 Die Begriffe des individuellen, überindivi-
duellen, öffentlichen, allgemeinen oder diffusen Interesses sind auf den ersten 

13 Richtlinie 98/27/EG, a.a.O., Erwägungsgrund 2. 
14 Vgl. nur die Beschreibung der US-amerikanischen class action als Klageart, die sich auf ei-

ne Gruppe bezieht, »deren Mitglieder durch gleichartige Ansprüche miteinander verbunden 
sind.« Baetge/Eichholtz, in: Basedow u.a. (Hrsg.) a.a.O. 285, 288. 

15 Lindacher, ZZP 103 (1990) 397, 401. 
16 E. Schmidt, ZIP 1991, 629, 633. 
17 Kötz, in: Homburger/Kötz, Klagen Privater im öffentlichen Interesse 69, 88. 
18 Koch, ZZP 113 (2000) 413, 415; ders., Duke J . Comp. & Int. L. 11 (2001) 355, 357. 
19 Baetge/Eichholtz, a.a.O. 285 ,288 . Vgl. auch die Titel der Arbeiten von Hensler u.a., Class 

Action Dilemmas: Pursuing Public Goals for Private Gain; Koch, Prozeßführung im öffentli-
chen Interesse; Homburger/Kötz, Klagen Privater im öffentlichen Interesse. 
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Blick auch nicht besonders trennscharf und bedürfen einer genaueren Überprü-
fung. 2 0 

Ahnliches gilt für die vor allem im öffentlichen Recht teilweise vorgenommene 
Unterscheidung zwischen egoistischer Verbandsklage einerseits und altruisti-
scher oder ideeller Verbandsklage andererseits.2 1 Zwar könnte man die in der 
vorliegenden Arbeit untersuchten Interventionskompetenzen für Populär- und 
Verbandskläger als altruistisch in dem Sinne bezeichnen, daß sie keine Betroffen-
heit in eigenen Interessen voraussetzen. Jedoch heißt dies nicht, daß altruistisch 
im Sinne von »selbstlos« gehandelt wird oder werden muß: So wird etwa die po-
puläre Patentnichtigkeitsklage regelmäßig nicht aus selbstlosem Idealismus, son-
dern aus konkreten materiellen Interessen heraus erhoben. Auch eine »altruisti-
sche« Verbandsklagekompetenz wie etwa diejenige des Lauterkeitsrechts kann 
durchaus »egoistisch« verwendet werden, nämlich etwa zur Erzielung von Ein-
nahmen durch Abmahnungen. Inwieweit eine derartige Motivation geduldet 
werden kann, ist noch genauer zu untersuchen. 2 2 Das Ergebnis dieser Überprü-
fung sollte aber nicht durch eine dem Phänomen möglicherweise nicht gerecht 
werdende Bezeichnung wie »altruistische Verbandsklage« vorweggenommen 
werden. 

Trotzdem zeigt auch diese Begrifflichkeit, daß es einen wesentlichen Unter-
schied gibt zwischen der Bündelung von Individualrechten oder -interessen ei-
nerseits und der Schaffung originärer Interventionskompetenzen für Popular-
oder Verbandskläger andererseits. Nur letztere sind Gegenstand dieser Arbeit. 

2 . A b g r e n z u n g zur B ü n d e l u n g individuel ler R e c h t e 

Diese Abgrenzung des Untersuchungsgegenstands von Formen der Bündelung 
individueller Rechte soll im folgenden mit Blick auf die derzeit diskutierten Phä-
nomene des kollektiven Rechtsschutzes noch vertieft werden. 

a) Mandatierte Repräsentation individueller Interessen 

Zunächst scheiden alle Formen der mandatierten Repräsentation fremder Inter-
essen aus dem Untersuchungsgegenstand aus. M i t mandatierter Repräsentation 
ist dabei eine Konstellation gemeint, in der ein primär Betroffener eine andere 
Person mit der Durchsetzung seiner Rechte beauftragt. Eine solche mandatierte 

2 0 Dazu unten, S.202ff. 
2 1 Siehe Rehbinder, ZRP 1 9 7 6 , 1 5 7 , 1 5 8 ; Skouris, Verletztenklagen und Interessentenklagen 

217ff.; Faber, Die Verbandsklage im Verwaltungsprozeß 10 und 40. Ebenso die auf das Privat-
recht bezogene Unterscheidung bei Kessedjian, Riv. dir. int. priv. proc 33 (1997) 281, 282: Ver-
bandsklagen seien in zwei Gattungen zu unterteilen, nämlich solche, welche Individualrechte 
repräsentieren einerseits und andererseits solche im Allgemeininteresse. 

2 2 Siehe dazu unten, S.332ff. 
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Repräsentation setzt die Existenz der durchzusetzenden Individualrechte voraus 
und ändert an ihrem Charakter und Inhalt nichts. Beispiele einer solchen Kon-
stellation sind etwa die Klage des römischen cognitor oder des procurator23 so-
wie in neuerer Zeit die Inkassozession und die gewillkürte Prozeßstandschaft. 

Eine dieser Formen ist die seit langem in der Rechtsprechung anerkannte pro-
zeßstandschaftliche Klage eines Verbands für seine Mitglieder. So wurde es etwa 
für zulässig erachtet, daß der Deutsche Anwaltsverein Unterlassungsansprüche 
seiner Mitglieder wegen Verstoßes gegen das Rechtsberatungsgesetz als Prozeß-
standschafter geltend macht.24 Eine derartige Klage setzt ein Doppeltes voraus, 
nämlich einen Anspruch des einzelnen Mitglieds und eine Ermächtigung des Ver-
bands zur Geltendmachung dieses Anspruchs.25 Die Ermächtigung wird von der 
Rechtsprechung unter bestimmten Umständen bereits in der Mitgliedschaft in 
dem Verband gesehen.26 Jedenfalls handelt es sich auch bei einer derartigen Kla-
ge im Mitgliederinteresse um eine mandatierte Repräsentation individueller An-
sprüche. Sie hat im Vergleich zu den gesetzlich geregelten Verbandsklagebefug-
nissen keine große praktische Bedeutung erlangt.27 Teilweise werden die gesetz-
lich vorgesehene Verbandsklagebefugnisse gar als Ausschluß prozeßstandschaft -
licher Befugnisse derselben Verbände betrachtet.28 Der im Schrifttum gemachte 
Vorschlag der Ausweitung einer auf gewillkürter Prozeßstandschaft gegründeter 
Verbandsklage auf den Umweltschutz und andere Lebensbereiche29 hat sich bis-
her nicht durchgesetzt. 

Auch die Inkassozession eines Anspruchs an einen Verbraucherverband, die 
gemäß Art. § 3 Nr. 8 RBerG seit 2002 zulässig ist, ist eine mandatierte Repräsen-
tation individueller Rechte, da sie auf dem Willen des betroffenen Verbrauchers 
beruht, seine Rechtsangelegenheiten durch diesen Verband erledigen zu lassen. 
Man mag auch dies eine Verbandsklage nennen,30 da ein Verband agiert. Im Un-
terschied zu den Verbandsklagen etwa aus § § 1 ff. UKlaG handelt der Verband 
hier aber nicht aufgrund einer speziell ihm zugewiesenen Interventionskompe-
tenz, sondern schlicht als Zessionar des individuellen Verbrauchers. Dies ist eine 
Rolle, die - in den Grenzen des Rechtsberatungsgesetzes - jedermann einnehmen 

2 3 Dazu und zu den Unterschieden Kaser/Hackl, Das römische Zivilprozeßrecht 210 ff. 
2 4 BGH 9.5. 1967, BGHZ 48, 12, 15. Zur prozeßstandschaftlichen Klage einer Gewerk-

schaft für ihr Mitglied vgl. Pfarr/Kocher, Kollektivverfahren im Arbeitsrecht 51 ff. 
2 5 Vgl. zuletzt etwa BGH 13.11. 2001, BGHZ 149, 165, 167f. 
2 6 BGH 9.5. 1967, BGHZ 48, 12, 15. 
2 7 Zumal in der Rechtsprechung zwischen prozeßstandschaftlicher Wahrnehmung von Mit-

gliederrechten und Klagen aus eigener Verbandsklagebefugnis nicht immer eindeutig unter-
schieden wird, vgl. dazu Marotzke, Von der schutzgesetzlichen Unterlassungsklage zur Ver-
bandsklage 23 ff. Vereinzelt gebliebene Beispiele für die gewillkürte Prozeßstandschaft im Mit-
gliederinteresse sind zu finden bei Zöller/Vollkommer, ZPO, Rn. 60 vor § 50. 

2 8 BGH 9.10. 1997, NJW 1998, 1148,1149f . ; zustimmend Zöller /Vollkommer, a.a.O.; kri-
tisch jedoch Kocher, VuR 1998, 276f. 

29 Marotzke, Von der schutzgesetzlichen Unterlassungsklage zur Verbandsklage 87ff. 
3 0 So bei Stadler, FS Ekkehard Schumann 465, 478 ff. 
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kann, etwa auch ein Verwandter oder Bekannter des betroffenen Verbrauchers. 
Die Bezeichnung als Verbandsklage bringt hier also keinen besonderen Gewinn. 

Ebenso wenig hilfreich ist die Bezeichnung des in Art. 1 § 3 Nr. 8 R B e r G be-
schriebenen Vorgangs als »Musterklage«. 3 1 Die Inkassozession an den Verbrau-
cherverband entfaltet - dessen sind sich auch die Urheber dieser Bezeichnung 
freilich bewußt 3 2 - keinerlei rechtliche Musterwirkung. Für eine solche rechtli-
che Musterwirkung bedürfte es entweder einer vertraglichen Ubereinkunft der 
betroffenen Parteien3 3 oder einer gesetzlichen Anordnung derartiger Wirkungen 
wie in § 93a V w G O . Wird also bezüglich Art. 1 § 3 Nr. 8 R B e r G von einer M u -
sterklage gesprochen, so kann damit nur die faktische Musterwirkung gemeint 
sein, die aber jeder andere Individualprozeß auch haben kann. 

Um Fälle der mandatierten Repräsentation handelt es sich auch bei den in den 
Antidiskriminierungsrichtlinien der Europäischen Union vorgesehenen Ver-
bandsklagen, 3 4 da die jeweils berechtigten Verbände hier nicht aus eigener Initia-
tive, sondern nur aufgrund einer ausdrücklichen Ermächtigung des Betroffenen 
prozessieren können. 3 5 In der Diskussion um etwaige in Deutschland nötige 
Maßnahmen zur Umsetzung dieser Richtlinien wurde daher nicht ganz zu Un-
recht darauf hingewiesen, daß es besonderer Umsetzungsmaßnahmen im Hin-
blick auf Verbandsklagebefugnisse gar nicht bedarf, sondern daß die vorhande-
nen Möglichkeiten der Inkassozession und der gewillkürten Prozeßstandschaft 
ausreichen.3 6 Allerdings müßten dann diese Möglichkeiten auch für die von den 
Richtlinien betroffenen Sachbereiche eröffnet werden, d.h. entweder durch Ver-
änderungen im Rechtsberatungsgesetz ähnlich wie zum Verbraucherschutz in 
Art. 1 § 3 Nr. 8 R B e r G oder durch Lockerung der von der Rechtsprechung ent-
wickelten Anforderungen an die Zulässigkeit der gewillkürten Prozeßstand-
schaft . 3 7 Eine solche vom Betroffenen mandatierte Klagemöglichkeit für Verbän-
de wurde bereits in § 6 3 S G B I X für Fälle der Diskriminierung behinderter Men-
schen eingeführt. Diese Vorschrift wird teilweise als Vorbild für eine mandatierte 
»Verbandsklage« im Antidiskriminierungsrecht vorgeschlagen.3 8 Auch § 12 des 
Gesetzes zur Gleichstellung behinderter Menschen (BGG) enthält eine Regelung 

31 Ebd. Von einem »Musterprozeß« und einer »Musterklage« spricht im Hinblick auf Art. 1 
§ 3 Nr. 8 RBerG auch Münchener Kommentar ZPO/Micklitz (Aktualisierungsband 2002) 
UKlaG Rn.27ff. 

3 2 Vgl. Stadler, FS Ekkehard Schumann 465, 479. 
3 3 Dazu eingehend Jacoby, Der Musterprozeßvertrag. 
3 4 Siehe oben, Fn. 8. 
3 5 Dazu Kocher, ZEuP 2 0 0 4 , 2 6 0 , 2 6 5 ff. (Prozeßstandschaft des Verbandes oder Inkassozes-

sion); Mahlmann, ZEuS 2002, 407, 416. 
3 6 Stellungnahme 14/02 des Deutschen Anwaltvereins vom 13.2. 2002 zum Diskussionsent-

wurf eines Gesetzes zur Verhinderung von Diskriminierung im Zivilrecht 13. 
37 Kocher, ZEuP 2004, 260, 265. 
3 8 Ebd. 269. 
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über die gewillkürte Prozeßstandschaft bestimmter Verbände bei der Durchset-
zung von Ansprüchen behinderter Menschen.39 

Eine über die Anforderungen der EG-Richtlinien hinausgehende und vom 
Mandat des Betroffenen unabhängige Verbandsklage gegen Diskriminierungen 
wurde zwar 2001 vom Bundesjustizministerium vorgeschlagen,40 jedoch nach 
Kritik in der Literatur an der Gesamtkonzeption des geplanten Diskriminie-
rungsschutzes41 nicht weiter verfolgt. Der 2006 vorgelegte Regierungsentwurf 
eines »Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes« sieht nur noch die Prozeßver-
tretung durch bestimmte Verbände vor.42 

In der im Angesicht der US-amerikanischen class action geführten rechtspoliti-
schen Diskussion wird für Deutschland teilweise eine »opt-in«-Gruppenklage 
vorgeschlagen.43 Auch sie wäre als Fall der mandatierten Repräsentation einzu-
ordnen, denn der Begriff des »opt-in« meint ja gerade, daß die Wirkungen der 
Gruppenklage für den einzelnen Betroffenen davon abhängen sollen, ob er sich 
ausdrücklich der Klage anschließt. Tut er nichts, so hat die Gruppenklage für ihn 
auch keinerlei rechtliche Wirkung. Diese Konstruktion unterscheidet sich daher 
nicht nennenswert von einer gewillkürten Prozeßstandschaft oder von einer In-
kassozession, wie sie etwa in Art. 1 § 3 Nr. 8 RBerG ermöglicht wird. Daher wird 
letztere Vorschrift auch als bereits de lege lata bestehende Möglichkeit einer 
» opt-in «-Gruppenklage beschrieben.44 

3 9 Vgl. Schlacke, RsDE 52 (2003) 60, 66ff . und 81 f. 
4 0 Bundesministerium für Justiz, Diskussionsentwurf eines Gesetzes zur Verhinderung von 

Diskriminierungen im Zivilrecht v. 10 .12 . 2001 (unveröffentlicht). Der Entwurf enthielt u.a. 
ein allgemeines Verbot von Diskriminierungen im Vertragsrecht (§319a BGB-Entwurf), wobei 
für das Arbeitsrecht besondere Regeln gelten sollten. Neben Ansprüchen der individuell Betrof-
fenen sollte das Diskriminierungsverbot - soweit ein Unternehmer dagegen verstößt - auch 
durch eine im UKlaG angesiedelte Verbandsklage bewehrt werden: »Ein Unternehmer, der ge-
gen das Benachteiligungsverbot des § 3 1 9 a des Bürgerlichen Gesetzbuches verstößt, kann auf 
Unterlassung in Anspruch genommen werden, soweit der Anspruch eine Hand lung betrifft , 
durch die wesentliche Belange der benachteiligten Personengruppe berühr t werden« (§ 2 Abs. 3 
UKlaG-Entwurf) . Die Verbandsklagebefugnis sollte Verbraucherverbänden und besonderen 
Verbänden gegen Diskriminierungen zustehen, wobei unklar blieb, w a r u m gerade die Verbrau-
cherverbände hier besondere Kompetenzen haben sollen, vgl. Wiedemann/Thüsing, DB 2002, 
463 , 470 . 

41 Statt vieler die prägnante Kritik von Ladeur, German Law Journal 3 (2002), Nr. 5 v. 1 .5. 
2002: Eine allgemeine Antidiskriminierungsregel verstoße gegen die notwendige Trennung zwi-
schen moralischer Verpflichtung und rechtlichem Zwang . Das vorgeschlagene Gesetz sei ty-
pisch für eine sozialdemokratische Regierung, die die wirklichen sozialen Probleme nicht mehr 
bewältigen könne und daher Zuf lucht in symbolischer Gesetzgebung suche. 

4 2 So § 2 3 Abs. 2 AGG-E im Regierungsentwurf vom Mai 2006 . Gemäß Abs. 3 dieser Vor-
schrift ist auch die Inkassozession an einen solchen Verband möglich. 

43 Stadler, in: Brönneke (Hrsg.), Kollektiver Rechtsschutz im Zivilprozeßrecht 24f f . Für eine 
»opt-out«-Gruppenklage und damit für eine stärkere Annäherung an das US-amerikanische 
Modell plädieren dagegen Hopt/Baetge, in: Basedow u.a. (Hrsg.), Die Bündelung gleichgerich-
teter Interessen im Prozeß 11, 47f f . 

4 4 Siehe Münchener Kommenta r Z P O / M i c k l i t z (Aktualisierungsband 2002) UKlaG Rn. 31, 
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